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Liebe Freunde und Genosserr?

nach den breiten und machtvollen Aktionen fies Sommersemesters, der 
Demonstration der Initiative "Freiheit int Beruf' - Demokratie im 
Betrieb" in Dortmund und der Hamburger Konferenz1 gegen die Berufs
verbote, hat sich die Auseinandersetzung um den Ministerpräsidentei 
Beschluß weiter verschärft.

In den Auseinandersetzungen um den Fall Götz in Düsseldorf tritt 
die juristische Argumentation von Seiten der Befürworter des Berufs
verbots zugunsten einer eindeutig politisch offen'siven Arguipenta^ion 
zurück: " Es sei eine politische Frage " - so Innenminister! Genscher 
"ob der Staat die Beschäftigung kommunistischer dichter akzeptiert 
oder ob er bereit ist, dies mit allen Mitteln zuViverhindern."

II ^  20.9.1973 treffen sich die Ministerpräsident^ der Bundesländer | 
11 unter dem Vorsitz vörT^ndeskaru^^Branj't zu'Tn p ^ . E i £ i O m l ^ r  j
II renz zusammen, aut.der über die "Präzflsierund* uirtdu''Vereinheitlich-1
|l üng" des' Ministerp'rasiden teniTesaETtüssoSr^ soll"'.' 

Seit den Aktionen des Sommerseiaesters und dem SPD^Parteitag hat es 
neue Fälle von Berufsverboten in allen Bundesländern gegeben (vgl. 
Anlage) . J J J e r V D S S o l idarisiert Euch mit den 
vom Berufsverbot KerroTrenen 1 ÄrKeT^eC.’"In en""Ser5t"^sTerdo :1s^TomSTees 
und 5ürqQrinr^ia^xven'tJ'iri,b.1 ' " ~
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Die machtvolle Demonetration von 20.000 Gegnern des Berufeverbote» 
am 14.4.1973 in Dortmund unter der Parole» "Freiheit im Beruf« 
Demokratie im Betrieb" stellt eine neue Qualität de» aemokratlechen 
Raesen^amptes für eie vollständige Aufhebung der Ministerpräsidenten- 
Beechlüese dar.

Dies vor allem aufgrund der Tatsache, daß es gelang, zwei zunächst 
unabhängige, vielleicht auch von einander isolierte, Solidaritätsbe
wegungen zusammenzufassen. Die Verbindung des Kampfes gegen die Be
rufsverbote für Demokraten und Sozialisten im öffentlichen Dienst 
mit der Solidaritätsbewegung gegen die Entlassung und Disziplinierung 
aktiver Gewerkschafter. Diese Verbindung war Ausdruck einer höheren 
politischen Qualität» mehr und mehr verstärkte sich die Einsicht, 
daß ein Berufsverbot für einen demokratischen Lehrer dem Interesse 
der Werktätigen und dem ihrer Kinder an e*ner fachlich und politisch 
qualifizierenden Ausbildung widerspricht? andererseits beweist die 
Einheitlichkeit der Bewegung die politische Reife des ursprünglich 
vor ellem an den entstandenen Kampfes.wenn erkannt und vermittelt 
werden konnte, daß die Mittel der politischen Disziplinierung nicht 
in erster Linie gegen linke Vertreter der Intelligenz eingesetzt 
werden, sondern im Kern vor allem gegen das sich entwickelnde po
litische Bewußtsein dejr arbeitenden Bevölkerung zielen.

■».Bereitschaft, die eigenen Interessen ko»
______________ der arbeitenden Bevölkerung ̂ dle

runghacH Mitbestimmung in allen gesellscha-ftricTien Bereichen ‘fst^ was vonimmune m  allen g 
Erkjffiter̂  bekämpf t wird.

|3 e n n  Bereitschaft zur Solidarität mit vom Berufsverbot betroffenen 
Demokraten und Sozialisten im öffentlichen Dienst ist ein Zeichen von 
Einsicht in die zunehmende Bedeutung von Wissenschaft und Ausbildung 
■und die Notwendigkeit der Durchsetzung demokratischer Kontrolle in 
diesem Bereiche in den kommenden gesellschaftlichen Auseinandersetzung! 
Die Aktionen des S&pmers haben bewiesen: dort, wo es gelang, den Kampf 
für die Wjledereinjtftellung eines entlassenen aktiven Gewerkschafters 
und die- Forderung jiach Aufhebung des Berufsverbots für einen demokra 
tischen Lehrer einte einheitliche Stoßrichtung zu gebeh, konnten diese 
Bewegungen aus der akademischen Isolierung befreit werden und poli
tische Erfolge errungen werden. Wo Studenten Solidarität mit dem Kampf 
der Arbeiter um höhere Löhne und politische Rechte zeigten, konnte 
der Spaltungspolitik der Herrschenden erfolgreich entgegengetreten und 
die Kluft zwischen Studenten und Arbeitern abgebaut werden.

Die .Gründung der Initiative "Weg mit den Berufsverboten” als unmittel- 
bares Ergebnis der 'Hamburger Konferenz gegen die*'Berufsverbote am 12.5. 
1973 war der politjischeund organisatorische Ausdruck eier weitgehenden 
Vereinheitlichung und höheren politischen Qualität des Kampfes. Zugleich 
war sie die Initialzündung für die Gründung neuer und die Intensivierung 
der bestehenden Bürgerinitiativen und Komitees, deren Zahl vom Arbeits 
ausschuß der Initiative zur Zeit mit fast 30 angegeben wird.

Den rechten Kräften in der BRD war es ein Dorn im Auge, daß auf.dieser 
Konferenz Kommunisten, Sozialdemokraten, Liberale und Christen gemeinsam 
den weiteren Kampf für die Aufhebung der Ministerpräsidentenbeschlüsse
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berieten. Nachdem der Versuch scheiterte, diese Konferenz in <3en Gerucn 
des Verschwörerischen zu bringen (vgl. "Welt" vom 4*n, /3) stürzten m i c  
sich gierig auf die auf diesem Kongreß feilvecse s i ch toar en- unter sc-x t n 
liehen;politischen; Auffassungen, die bei der politischen Breite ■'euren- 
aus nichts besonderes waren. t

rufsverbotS"Beschlusses beder-"-Präzisierung" des verfassungswldrigen 
tefr^rlscKlrft^ ^

Eine Präzisierung im iinne von "besserer • Handhabung'' unä^”Beseitigung 
der Rechtsunsicherheit" soll -so z,3, Ministerpräsident Fi^lbinger^aro 
2,8,73'- einer "Aufweichung" des Beschlusses Einhalt^geoieten, "Ergän
zungen und Klarstellungen" fordern die Ministerpräsidenten aus Mieder
sachsen und Nordrhein-Westfalen,

"geBrach?
Widrigkeit nicht aufgehoben, 
der Grundrechte Verschärft,

sierung
sondern um den Preis weiterer Aushöhlung

Die z-um Teil unterschiedlichen Auffassungen sozialdßBlOKratischer Minister 
Präsidenten -so kündigte Ministerpräsident Oswald ä*11 3o,7= sein Eintreten 
für die Aufhebung des Beschlusses ai— sind ein Zeichen-\der_ sxch ■ vers-char-, 
fenden.politischen-Auseinandersetzungen' vor allem innerhalb der Sozial
demokratie, Gerade für die Gegner des Ministerpräsidentehöeschlusses 
innerhalb der SPD stellt sich vier Monate nach dem Beschbä des Hanno
veraner Parteitages die Frage, ob und inwieweit, dieser Beschluß zu einer 
eindeutigen Berufsverbots-Praxis geführt hat, bzwwelche, neuen 
^politischen Akzente dieser,..Beschluß für die Auseinandersetzung realir... 
'Vieren konntet

I ,
Die Praxis zeigt; Seit diesem Parteitags-Beschluß h<*t es v°b allem :• n 
cenri^TaT^ei^raHscirFegTorien" 3SniesTähcffer?7"neue f f 'von' W r W s - 
.verboten gegeben! Es s e i e nvlur" c ™ " S e T s p i e " ! g??k w7> ön 
Müller (NiederSachsen) und der Fall Ulrich Acjar-us (̂!MSi-^ßnannt.<■ Ger . ;
3Ieser' ‘letze •' ̂ ail'jjä̂ lgt, ' e r n e u t d a ß  Mieser '̂ esvcffl-'ufe gegen alle Demo
kraten und Sozialisten gerichtet ist; Ulrich Ad'amüs dst politisch 
aktiver Jungsoziähst im Landkreis Arnsberg und wurde vom Gemeinderat. 
der Ort,schaft Oevenfrup als Lehrer abgelehnt. ITRW-Kültusrainister und 
SPD-Mitglied Girgensohn hat daraufhin die E r n e n n u n g  von Adamus zum 
Beamten auf Lebenszeit abgelehnt. Dies zel-̂ c-s ülejgu.gg'. _die ln dem 
Beschluß keine Einschränkung sondern nur ein razrsierung
geseher" Ha£en, führen' sTcT ̂ rn ihrer ' irisKei J5er^lfrax;n. oe's^tigf.'"^er;
.^enSenTdTe' ’Sui^rcTerung’̂ ^  fen?ivtTvieienxgen'die
d ie TüTfa sSung'verträten^
Mini sterprS s identenbe Schluß vom Tisch, wollten teilweise den politischer 
Kampf abbrechen. Dies führte mitunter zur.Desorientierüng^vieler So
zialdemokraten und damit zur Schwächung des zunächst gemeinsamen er
folgreichen Kampfes,

Freunde und Genossen,
laßt Euch nicht von "den Präzisierung;;—  und Ablenkungsmanövern der 
Herrschenden täuschen. Begleitet von dem Geheul der Rechtspresse^ 
sich längst auch als liberal geltende Zeitungen ang$schlossen haben, 
versuchen, die Rechtskräfte den Ministurpräsidentenh^schruß offensiv 
zu vertreten und seine Anwendung zu propagieren.
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So afgitierte die Stuttgarter CDU-Landesregierung mit Zeitungsinseraten 
für den Ministerpräsidenten-Beschluß. So werden Umfragen durchgeführt, 
die durch suggestiv-Fragen ein von vornherein teststehendes Ergebnis 
bestätigen söl3^. Die Landesregierung in Baden-Württemberg veranlaßte 
eine Umfrage, wo unter anderen folgendes gefragt wurde;
"Sollen Radikale {politische Extremisten) die nicht auf dem Boden des 
Grundgesetzes stehen im Staatsdienst als Lehrer, Richter, Polizeibeamte 
usw» tätig sein können »und halten sie es für richtig, daß sich" die Re 
gierung vor der Einstellung von Beamten Gewissheit verschafft,, daß diese 
für die freiheitlich-demokratische Ordnung eir:.ersten?"

Dennoch brachten diese Suggestiv-Fragen in Baden-Württemberg nur eine 
Bejahung durch 63% der Befragten, während ein großer Personenkreis 
starke Vorbehalte geltend machte. So entblödete sich ein Bonner Lokal
blatt nicht, diejenigen 14%, die bei einer ähnlichen Umfrage sich gegen 
den Ministerpräsidenten-Beschluß aussprachen, als quasi-Verfassungsfeinde 
zu bezeichnen. In einem Fernseh-Interview beschwor Inntinninister Genscher 
die politische Entschlossenheit, die zum Ausdruck gebracht werden sollte, 
"um unseren Staat nidit -seinen Gegnern auszuliefern". Im Düsseldorfer 
Landtag ist die Überprüfung jedes Beamten im Hinblick auf seine Parteien
zugehörigkeit von der CDU gefordert und von Innenminister Weyer bereits 
angekündigt worden.

Aber alle diese Manöver täuschen nicht darüber hinweg, daß es der Reak
tion durchaus nicht widerspruchslos gelang, den Minsiterpräsidenten- 
Beschluß zur Disziplinierung von Demokraten und Sozialisten zu nutzen. 

j| Der stärker gewordene 'Widerstand, unterschiedliche Gerichtsurteile und #? 
11 zune oFFentri^ liaT^ |
| ̂ ^rsTerpfa'sldenven a m l'1ujr£”,3^''1nlc3uri^ 1

\ 4 \ton'ferenz diesen BescHlufe'1 erneut1 feer'â en"̂ we;8Ŝ rr.J1 "J.~~.**************** | .

Unter dem Mantel der Präzisierung und Vereinheitlichung werden starke 
Kräfte in der CDU/CSU und SPD versuchen, zu einem neuen, sicheren und 
widerspruchsfreieren Verfahren überzugehen.

g Die Verschärfung der ökonomischen und geseUschaftlichen Widersprüche.
; Ä ^•cTIzeI^ct!FEeF£Ü^^n"t^nTcaSKTT*''"".
% « ymmmr, -CT—rfüBWim.

Die politische Situation in der BRD ist zum Beginn d^s Herbst von tiefer,, 
Widersprüchen gekennzeichnet, Konnten die Tarifabschlüsse des Frühjahrs 
im wesentlichen von den Arbeitern nicht akzeptiert, astmalig einen Ab
bau des Reallöhns um 0,7% mfolge der Inflation nicht verhindern und 
deutenzunehmend spontane Arbeitsniederlegungen auf starke ökonomische 
Kämpfe im Herbst hin, dem die Unternehmer andererseits nicht bereit, 
eine Mark kampflos an Lohnerhöhung zu gewähren.

Der Unterstützung der Bundesregierung gewiß, sollen alle nur denkbaren 
Macht- und Disziplinierungsmittel eingesetzt werden. So "rüstet" sich 
z.B. im Zeichen der erwartenden Lohnauseinandersetzungen nach Meldung 
der "Wirtschaftswoche" (Nr.26) "die NRW-Polizei mit Anschaffung moto
risierter Barrikadenräumer und besser schützender Polizeiuniformen auf 
erwartete Tarifauseinandersetzungen im Herbst". Ein besonderes Kenn
zeichen der bisherigen LohnauseinadnerSetzungen in diesem Jahr war die 
Tatsache, daß die Welle spontaner Streiks teilweise mehr Belegschaften 
und in diesen auch mehr Kollegen als in vorhergefangen Kämpfen erfaßte. 
Das Kampferfahrung kampfbereit macht und zu bewußtseinsändernden 
Entwicklungsprozessesen führt, bewiesen die Aktionen vor allem in den 
Betrieben, die, wie Hoesch und Mannesmann, wo z.B. bis £0% der Kollegen 
den Tarifabschluß im Frühjahr ablehnten, die Kampfbereitschaft in be
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triebliehe Aktionen umgesetzt werden' konnte.

Durch die Entlassung von aktiven Gewerkschaftern, bei Jugendverfretern 
vor allem unter Ausnutzung der unzureichenden Weiterbeschäftigungsrege 
lung im Betriebsverfassungsgesetz, bereiten die Unternehmer sich schon 
frühzeitig auf den heißen Herbst vor. Durch gezieltes Vorgehen gegen 
die politisch-aktivsten Kollegen sollerTdlese T s o T l ^  
schaf t e n eingeschüchtert zum’̂akzeptieren des Lohndiktats gezwungen 
^ ^ ^ ^ ^ ’TocITvTerFacTr'^tterrW esetelnalinton ’̂ oreTlT^oTM arTtltsEe- 
weguhgen zur Folge, die wie im Mörz bei Hoesch die Wiedereinstellung 
erzwangen. Wenn mit der Disziplinierung politisch aktiver Kollegen 
konsequente Interessenvertretung verhindert und der "Betriebsfrieden", 
d,h. die ungestörte Profitmaximierung gesichert werden soll, dann muß 
in den Kämpfen die Notwendigkeit der Durchsetzung umfassender betrieb
licher und gesellschaftlicher Mitbestimmung deutlich gemacht werden.

• Denn die Einbeziehung breiter Teile der arbeitenden Bevölkerung in den 
fpunpf1 um''den Erhalt, oT& Sy'wel'ierung uncf '7er?xet'üng d'e'mdkiratisc'nef " 
Recn':i:e'''l''s€ ''eine^'^Hcn^lg^^raussetzung^'.TTHTlharfn^eriSm^^

wenn.gr'B'Ser werdende.Tetl!^Jer“a ^  ' lsJxclf^13r'Ji,äTe1̂ “li*K'

• Einstellung der vom Berufsverbot verfolgten demokratischen und sozia
listischen Lehrer einsetzen, Mitbestimmung über Form und Inhalt von 
Wissenschaft und Ausbildung fordern, dann zeigt das, daß diese nicht 
länger bereit sind, hinzunehmen, daß Wissenschaft und Ausbildung ihrem 
Einfluß entzogen werden sollen. Diese Stärke der demokratischen Be
wegung gegen die Aufweichung den Abbau demokratischer Rechte haben die 
Herrschenden in den Aktionen der letzten Monate zu spüren bekommen.
Die verstärkte Diskussion um den Ministerpräsidentenbeschluß in der 
Öffentlichkeit und die zunehmende Unsicherheit in breiten Teilen der 
SPD und FDP sind dafür ein deutliches Zeichen.

In dem Beschluß zur 25. o.MV (Nr. 802) heißt es u.a.
"ein wesentliches Merkmal der sicK’’entwickelnden demokratischen und 
sozialistischen Bewegung in der BRD ist, daß sie -zum ersten Mal in 
der deutschen Geschichte- auch relevante Teile der jungen Intelligenz 
erfaßt, die sich insbesondere als Studenten an demokratischen Aktionen 
beteiligen und demokratische Forderungen formulieren. Diese Studenten 
werden nach Abschluß ihres Studiums vor einem nicht geringen Teil im 
öffentlichen Dienst arbeiten.

Gegenüber dieser schnell zunehmenden Zahl von Demokraten und Sozialisten 
versagten die lautlosen Instrumente der Selektion und Disziplinierung, 
wie sie sichln der Phase des kalten Krieges, insbesondere seit dem 
Adenauer Erlaß 1950 entwickelt hatten und eie Herrschenden waren ge
zwungen mit den Ministerpräsidenten-Beschlüssen vom Januar 1972 zum 
offenen Berufsverbot überzugehen. Insofern sind die Minästerpräsldenten- 
Beschlüsse kein Indiz der Schwäche der demokratischen Bewegung, sondern 
im Gegenteil für-ihre zunehmende Stärke."

In der jüngsten Zeit sind Gerichtsurteile zu teilweise verschiedenen 
Auffassungen gelangt. Wobei partiell in unmißverständlicher Weise die 
Praxis des Mlnisterprüsidentenbeschlusses implizit als rechtswidrig 
.SezeTc^net 'wurde.' In^Tner Ĵ elSfe^F;u^v^r'1'fef^!icReIdungerk'sMn^f' ' 
F^t'e'ren-Frlv'Tieg^ des Art. 21 GG im Mittelpunkt der Argumentation der 
••lerickte. M e s  zeigt die1'‘WotwencfTgkeit, in den zukünftigen Auseinander
setzungen verstärkt den verfasaungsfreindlichen Charakter des Minister 
präsidenten-Beschlusses aufzuzeigen.



Diese umstrittene Auffassung hat deutliche die beschränkten Möglich® 
keiten des Ministerpräsidenten—Beschlusses gezeigt* Damit xst der 
Ministerpräsidenten-Besohluß jedoch nur noch bedingt als .Grundlage 
für eine konsequente Beruf©verbotspraxis gegen Demokraten und Sozia
listen im öffentlichen Dienst verwendbar. Grund genug für CDU/CSü 
und rechte SPD, nach, neuen zuverlässigeren Wegen zu suchen.

Daß es in den 'Auseinandersetzungan der letzten Monate nicht gelang, 
den Ministetpräsideiiten-BeSchluß um 'wirkscuian Instrument der Diszi 
plinierurig zu machen, ist letztlich ein Erfolg des Widerstands der 
demokratischen Kräfte.

Versuche der weiteren Verschärfung des Berufsverbotes

Zur Zeit zeichnen sich mögliche Tendenzen für eine 'Verschärfung
ab;

1.
Der" Versuch der Herbeiführung einer höchstrichterlichen Entscheidung.

it tt .. . ... H-”
Ein ansich, säuberet, sicherlich aufgrund des Artikels 21 GG auch 
durchaus ambivalente Lösung, Die jüngsten Bundesverfassungsgerichts- 
Urteile zur Mitbestimmung and zum Gründvertrag scheinen ein durchaus 
sicherer Garant für eine korrekte Rechtsfindung des Benda-Gerichtes 
im Sinne der Reaktion y \ sein. Zudem könnte exemplarisch (wie 
seinerzeit das SRPrVerbotsurteil als Vorläufer des KPD-Verbots) 
zunächst, eines der wenigen Berufsverbote gegen NPD-Mitglieder bestätigt 
werden, ohne mit großen.Solidaritätsbewegungen und Widerstand in der 
Bevölkerung rechnen zu müssen. Ein derartiges Urteil auf ein DKP-Urteil 
anzuwenden, ist dann für.ein bürgerliches Gericht entsprechend der 
"TotaliarismusIdeologie" eine Frage des Analogieschlusses,

2 .  , : . ■ ............ . n

Eine Änderung des Gesetzes durch des Bundesverfassungsgericht mit dem 
Ziel herbexzuftihren, dTe^&BgTTch$eTi t T " e t ' 4 r J C i c i r i e n * S t e l l u n g -  
nahme" über die Verfassungskonformität eines "Radikalen" für das 
Bundesverfassungsgericht zu schaffen, wäre eine erhebliche Verschärfung' 
der gegenwärtigen Praxis (ein derartiges Verfahren wird zur Zeit von 
der Landesregierung NRW erwogen) vgl. Kabinettsbeschluß vom 3o.7.).
Ein derartiges Verfahren würde zunächst die Möglichkeit jeglicher 
juristischer Nachprüfbarkeit ausschließen und über die zielsichere 
beliebig handhabbarere exemplarische Disziplinierung eines einzelnen 
größere Einschüchterung©Wirkungen zurFolge haben. Ein derartiges Ver
fahren käme in der Tendenz einer Aberkennung der Grundrechte gleich.

Sie Einschränkung des Parteienprivilegs des ARt« 21 GG, so teilweise 
in der Rechtspresse ■ gefo&e'rt,'‘Wäre' die lohhär,lü!we,lfl!:"Sl' offen reaktionärste 
Maßnahme zur Verschärfung: der Berufsverbotspraxis, scheint von daher
allerdings auch am schwersten politisch durchsetzbar zu sein und würde 
breiten 
liehen,

Teilen der Bevölkerung den Charakter dieser Maßnahme verdeut-
Insgesamt soll bei dlesen

z i s i e r u n ^ m ^ T e ^ T ^ e I S S m n ^ 7r
werden1', -

Varianten -— unter der Fahne der ” Prä---
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In der Rechtspresse wird verstärkt die AA^lösungder
folqeorganisationjö^fKPE^ Dazu wir S' laTe,"Ärgumen^la'!:I!on[.de s
'MRSeWer¥Maungs^rTc^£s“liml ■ m ^ r b o t s u r t e i l  zur "grundsätzlichen 
Verfassungswidrigkeit" des Marxismus/Leninismus herangezogen. Da 
sich die DKP auch zu diesen Prinzipien kenne, sei sie damit eine po
litische Nachfolgeorganisation der K3:D und als solche durch Regierungs
spruch auflösbar.

Die Bundesregierung wie auch CDU/CSU üben mit dem Hinweis "sich mit 
den Radikalen politisch .auseinanderzusetzennoch Zurückhaltung. Das 
kann aber nicht' darüber hinweg täuschen, daß versucht wird, mit dem 
Ir&rument des Parteienverbots die DKP zu isolieren,.und ihre poli
tischen Artikulaticnsmö.gliehkeiten zu beschneiden,:.Offensichtlich ; 
herrscht noch" Ünklarheit, ob nun zum offenen Verbot der DKP oder an
derer Organisationen gegriffen werden soll oc r ob mit'Hilfe des 
Berufsverbotes Demokraten und Sozialisten in elfte"graue Zone" halber 
Legalität gedrängt werden sollen. Gerade diese Argumentationen zei
gen, daß das KFD-Verbotsurteil nach wie vor die ^ u n d l a t e r e a l d i w ^  
i laßnahmenr.seirs kann' uh^tÄer'&ampf hir seine kutheIBunc^aucF^ll T n... ‘cfö'r11 ''"“

. •;, .... iiwiiHHWum jâ r*igmi>ig>mTnr wbmhw BgiMWMiKwgtjiWB a ww;g

Die demokratische'Bewegunawird stärker

In Verstärktem Maße ist in den letzten-Wochen die ersetzlose Aufhebung 
des Ministerpräsidentenbeschlusses gefordert worden. Die Tatsache, daß 

ch sozraidem6:;'rat.is,che Ministerpräsidenten aus Hessen-und Bremen einer 
derartigöft:''iö'iungtz^#igen, ist vielleicht das Ergebnis politischer 
Überzeugungsarbeit, mehr aber noch ein Zeichen dafür, daß. zunehmend’ 
größere;:TeiTe 'innerhalb, der.. Sozialdemokratie nicht bereit' sind, auch 
aufgrund der Erwartungen nach dem Parteitagsbeschlüß, eine weitere 
Verschärfung zu akzeptieren. Gerade diese Auseinandersetzungen inner
halb der SPD werden,für. die kommenden Kämpfe gegen das Berufsverbot 
relevant sein.

Bereits heute ist aufgrund der Kampferfahrungen der letzten Monate 
klar, daß das weitere Schicksal der Berufsverbote picht unmaßgeblich

..Esaß"
| ^ i™ge^i^7,il,,̂elgnereî e T ,Teru?sverEo51T Bau^aeT*W!?reâ ^ T s,T W T s!l,aus Hoch- 
Rchule und Betrieb, aus Schulen und Kirchen neben anderen demokra
tischen Organisationen ln der Initiative "Freiheit im Beruf - Demokratie 
m Betrieb" zusammenzufassen, zeigt, die gewachsene Stärke und Breite 

.der demokratischen Bewegung gegen die Berufsverbote.

Der 20.9. muß zum neuen Höhepunkt des Kampfes qegendie Berufsverbote 
■erden, wenn an aer Breite der Bewegung, wie sie in der Hamburger I!

m fl<5hlerenz und der Arbeit der Initiative sichtbar wurde, angeknüpft 
werden kann, und es gelingt, vor allem noch mehr Unterstützung aus 
breiten Teilen der Bevölkerung zu gewinnen, ist sicher, daß die Zu- I1 
tunft der Berufsverbote nicht allein am runden Tisch der Ministerprä- j 
sidenten, sondern im demokratischen Massenkampf an den Hochschulen 
nd in-’ Betrieben entschieden werden wird.

ORWÄRTS ZUM 19,9.1973mmm
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AKT 1 DER INITIATIVE "FREIHEIT II« BERUF - DEMOKRATIE!
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Der Arbeitsausschuß der Initiative "Freiheit im Beruf - Demokratie 
im Betrieb" hat auf seiner letzten Sitzung am 21.8.1973 umfangreiche 
Aktivitäten anläßlich der erneuten Beratung des Ministerpräsidenten- 
Beschlusses auf der Ministerpräsidenten-Konferenz am 2o.9.1973 be
schlossen.

Der VDS ruft auf;
Beteiligt Euch an den Aktionen der Initiative 
UnTeVstÜtzt die Arteit" c!er "ortii^Teln^iirgerTnitiativen und Berufsverbote-

k 3

Komitees

Aktionen anläßlich der Tagung der Ministerpräsidenten (Vorschlag des
■— — — ..-  .. .

Das Ziel von Aktionen anläßlich des 2o.9. muß es vor allem sein, die 
Diskussion der Berufsverbote noch sehr viel stärker in der Bevölkerung 
zu verankern. Das bedeutet insbesondere, daß das
Aktionen bei den örtlichen Irtitiatiyei und BerufsverBotskomitee liegen 
wlrcT,'&ai5 V e z e n { : r a l e n 0 ^ ^ ^ ä T e n ^ 'inFörmäTTor.sveranstaitunyen Td"1 | 
Vordergrund stehen werden. Dadurch, daß die örtlichen Initiativen und-; 
Berufsverbots-Komitees die Träger der Aktivitäten sein sollen, soll die 
Breite und Einheitlichkeit der Bewegung in der Öffentlichkeit deutlich 
gemacht werden und die Initiative "Freiheit in Beruf - Demokratie im 
Betrieb" zum Hauptträger werden.
Der Arbeitsausschuß der Initiative schlägt vor, am 19.9. Aktionen ii? 
den Landeshauptstädten und anderen G roßstädten curchzurünren.""lThh'dr' * 
der einheitlichen Losung: Freiheit im Beruf - Demokratie im Betrieb'

n wmmrjr™r rmrm— mummi ; n p  f i i i y v ^    mrnmmmmmmmmtmmmm+mmmmmmmmmmmtm
sollen Demonstrationen veranötaitet infonnatiönsveranstaitunge

iTvltäten
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.Abschluß einer Informatiohswcche die srcfT
^ r r s r r TrTi'T;? 1
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Zur Vorbereitung dieser Aktivitäten findet (ayg-^ fc2 ^ v o n ^ n iO O - V 7 iO O U  
in Bonneine^^Aktionskonferenz der örtlicbenrnT^Ts^
■ Tlr g anTsatIonen in Bonn sKt. T?ei dieser Tagung soll es vor allem sein, 
nach der politischen Diskussion des gegenwärtigen Standes des Kampfes 
gegen die Berufsverbote die Kampagne zum 2o.9. zu koordinieren.

Ausführliche Presse- und Informationsarbeit soll die Aktivitäten unter- 
s „ützen. Darüberhhaus plant der Arbeitsausschuß noch eine Reihe anderer 
Initiativen wie einen gemeinsamen Aufruf von SPD-und FDP-Bundestages- 
und Landtagsabgeordneten, die für Aufhebung des Beschlusses sind und .  

Offene Briefe an den Bundeskanzler und anderes. /

lil

ß y

Weiterhin wird die Initiative ein zentrales Informationsmaterial 
(Zeitungsflugblatt} zur Verfügung stellen.

DER VDS RUF ALLE ASTEN UND FACHSCHAFTEN AUF, DIE AKTIVITÄTEN DER 
ÖRTLICHEN BERUFSVERBOTSKOMITEES UND BÜRGERINITIATIVEN ZU UNTERSTÜTZEN 
UND DIE HOCHSCHULANGEHÖRIGEN ZUR TEILNAHME UND MITARBEIT IN DIESEN 
ÄUFZUFORDERN !
Sprecht so gut wie möglich die in den Ferien anwesenden Studenten an!

* r m t r M f F x r s .t m r 1 Tirarraei
v v T c C c i ^ o r E ^
„ 'I'Ül vmen I.... ..........." *' r’ir" ~ ' T”’‘ *” ” “ “ ” - * * * * ....
wenm^TKontakt mit aktiven Gewerkschaftern am Ort auf!



flii f i m f t w t t a M i a ,  » l  fitteur

Lieb« Freunde und Genossen,
diesem Rundbrief sind einige wichtige Materialen beigelegt. Stu
diert diese Materialien sorgfältig und macht sie Eurer örtlichen 
Arbeit nutzbar.

In der Anlage findet Ihr:
- 1 Zeitungsflugblatt der Initiative "Freiheit im Beruf - Demokratie 

im Betrieb" zu den Ergebnissen der Hamburger Konferenz am 12*5*73
- Aufruf der Bürgerinitiative gegen Berufsverbote - Solidarität mit 

Volker Götz
• Eine Dokumentation des Justizministers von NRW zum Fall Götz mit 

einer Zusammenstellung wichtiger Gerichtsurteile, vor allem zur 
Frage der Verfassungswidrigkeit der Ministerpräsidentenbeschlttete.

- Abschrift einer Pressemitteilung einiger Bundes" und Landtageabge* 
ordneten zur Anstellung von Volker Götz

- Abschrift einer Pressemitteilung demokratischer Organisationen zum 
Berufsverbot von Volker Götz

- weitere Informationen und Aktionsvorschläge werden folgen.

Liebe Freunde und Genossen,

r @ i 0 z { G n u l i c h k 6 i t  lA&chun# u(&£
dhfc hebdlt ist, öhhe mAsTO_____________________

der Ministerpräsidenten zu akzeptieren.

Gerade in dem augenblicklichen Stand der Bewegung kommt es sehr darauf 
an, durch massenhaftes Eintreten für die Forderung nach ersatsloser 
Streichung der Ministerpräsidentenbeschlüsse, den gemeinsamen Willen 
zum Ausdruck zu bringen, dem Abbau demokratischer Rechte nicht tatenlos 
zuzusehen.

Der Vorstand des VDS

Gerhard Kiehm 
f. Reinhard Pfeifer 

Ottmar Schreiner 
Harald Stappmanns 

Ä P e t e r  Wahl


